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PLANZEICHENERKLÄRUNG

Art der baulichen Nutzung

Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Sondergebiet 1 "Großflächiger Einzelhandel und Wohnen"

Grundflächenzahl

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

abweichende Bauweise (Gebäude über 50 m Länge 
sind  zulässig, Abstände nach § 5ff NBauO)

Maß der baulichen Nutzung

zulässige Nutzung: siehe Textliche Festsetzung Nr. 1.1

II Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Sondergebiet 2 "Großflächiger Einzelhandel"
zulässige Nutzung: siehe Textliche Festsetzung Nr. 1.2

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(siehe Planungsrechtliche Festsetzungen Nr. 4.1)

Sonstige Planzeichen

Verkehrslärm-Isophone; Beurteilungspegel nachts Lr ≥ 45 dB(A)

Umgrenzung der Flächen für Vorkehrungen zum Schutz
gegen schädliche Umwelteinwirkungen - passiver LärmschutzPLS

Grenze unterschiedlicher Lärmpegelbereiche
(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 3.1)

(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 3.1)

Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastet sind

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Ursprungsbebauungsplanes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
der Bebauungsplanänderung und -erweiterung

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung oder Abgrenzung 
des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches angrenzender
Bebauungspläne

(siehe Nachrichtliche Übernahme Nr. 2)

(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 3.1)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Hauptversorgungs - und Hauptabwasserleitungen

Elt-Erdkabel

 
 
7. ÄNDERUNG  UND  ERWEITERUNG  BEBAUUNGSPLAN  NR.  39 
„WESTLICH  DER  HAUPTSTRASSE“ 
- MIT  BAUGESTALTERISCHEN  FESTSETZUNGEN - 

GEMEINDE  SPELLE 
 
SAMTGEMEINDE  SPELLE / LANDKREIS  EMSLAND 
 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner 
Sitzung am  12.09.2019  die Aufstellung der Bebauungs-
planänderung und -erweiterung beschlossen. Der Aufstel-
lungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am  
08.11.2019  ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Spelle, den  15.03.2021   
 
 
 
gez. Maria Lindemann 
.................................................. 
Gemeindedirektorin  

Der Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) der Bebau-
ungsplanänderung und -erweiterung ist gem. § 10 Abs. 3 
BauGB am  31.05.2021  im Amtsblatt für den Landkreis 
Emsland bekannt gemacht worden. Die Bebauungsplan-
änderung ist damit am  31.05.2021  rechtsverbindlich 
geworden. 
 
Spelle, den  10.06.2021   
 
 
gez. Maria Lindemann 
.................................................. 
Gemeindedirektorin 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner 
Sitzung am  30.11.2020  dem Entwurf der Bebauungs-
planänderung und -erweiterung sowie der Entwurfsbe-
gründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gem. 
§ 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffent-
lichen Auslegung wurden am  07.12.2020  ortsüblich 
bekannt gemacht. Der Entwurf der Bebauungsplanände-
rung und -erweiterung sowie die Entwurfsbegründung 
haben vom  15.12.2020  bis einschl.  15.01.2021  gem. 
§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
 
Spelle, den  15.03.2021   
 
 
gez. Maria Lindemann 
.................................................. 
Gemeindedirektorin 

Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Be-
bauungsplanänderung und -erweiterung ist die Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften (Beachtlichkeit 
gemäß §§ 214 und 215 BauGB) beim Zustandekommen 
der Bebauungsplanänderung nicht geltend gemacht wor-
den. 
 
Spelle, den  .................... 
 
 
 
 
 
 
 
.................................................. 
Gemeindedirektorin 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Der Rat der Gemeinde hat die Bebauungsplanänderung  
und -erweiterung- mit baugestalterischen Festsetzungen - 
nach Prüfung der Bedenken und Anregungen (§ 3 Abs. 2 
BauGB) in seiner Sitzung am  25.02.2021  als Satzung 
gem. §10 Abs. 1 BauGB sowie die Begründung beschlos-
sen. 
 
Spelle, den  15.03.2021   
 
 
gez. Maria Lindemann 
.................................................. 
Gemeindedirektorin 

Die Bebauungsplanänderung und -erweiterung wurde 
ausgearbeitet vom: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Osnabrück, den 17.03.2020 / 08.05.2020 / 14.05.2020 
 13.07.2020 / 16.07.2020 / 28.09.2020 
 21.01.2021 

 

4.4 Aus Gründen des Fledermausschutzes muss die Beleuchtung des Plangebietes, insbesondere der Stra-
ßenseitenräume, sparsam und nach den neuesten Standards erfolgen. Zu verwenden sind Natrium-
dampf-Niederdrucklampen (NA) oder LED-Lampen mit einem begrenzten, zum Boden gerichteten Licht-
kegel. Der Spektralbereich der Lampen muss zwischen 570 und 630 mm liegen. Sollten Leuchtstoffröhren 
verwendet werden, sind Röhren mit dem Farbton „warmwhite“ zu verwenden. Darüber hinaus sind mehre-
re, schwächere, niedrig angebrachte als wenige, starke Lichtquellen auf hohen Masten zu installieren. 
Kugellampen dürfen nicht verwendet werden. 

 
 
B Gestalterische Festsetzungen (Örtliche Bauvorschriften gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. 

§ 84 Abs. 3 NBauO) 
1. Die Hauptdachflächen eines Gebäudes dürfen nur einheitlich mit einem Material gedeckt werden. Die 

Farbe der Dacheindeckung muss den DIN-RAL-Farben Nr. 2000 bis 2004 (Farbreihe orange), Nr. 3013 
und 3016 (Farbreihe rot), Nr. 7011 bis 7015 (Farbreihe grau) oder Nr. 8003 bis 8012 (Farbreihe braun) 
entsprechen. Untergeordnete Gebäudeteile (z.B. Vordächer, Eingangs- und Anlieferungsbereiche) dürfen 
auch mit einem zweiten, vom Material und der Farbgebung der Hauptdachflächen abweichenden Material 
eingedeckt werden. Dachfenster und Sonnenkollektoren sind zulässig, wenn die Summe der Fläche 
50 v. H. der dazu gehörigen Dachfläche nicht übersteigt. Der Abstand vom Ortgang, Grat, First und Traufe 
muss mindestens 1,00 m betragen. 

 

2. Im SO1 sind mindestens 50 % der Flächen von Gebäudeaußenwänden in Ziegelverblendmauerwerk zu 
erstellen; Fassadenflächen oberhalb des 2. Vollgeschosses können auch in Putzbauweise hergestellt wer-
den. Als Ziegelverblendmauerwerk sind nur rote bis rotbraune gebrannte Mauerziegel in Anlehnung an 
DIN RAL-Farben Nr. 3000, 3002, 3016, 8004 und 1013 zu verwenden. Maximal 50 % je Gebäudeseite 
dürfen als Glasfassade, mit Aluprofilen, mit Zinkblech, Trapezblech, Holz, Naturstein oder Schiefer gestal-
tet werden. Abweichend hiervon ist im Erdgeschoss in der Fassade der Eingangseite des Gebäudes ein 
Glas- und Aluminiumanteil von mehr als 50% zulässig. 

 
 
Spelle, den  15.03.2021  
 
 
gez. Andreas Wenninghoff   gez. Maria Lindemann 
................................................................. ................................................................. 
Bürgermeister Gemeindedirektorin 
 

P R Ä A M B E L 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 84 Abs. 3 der Nie-
dersächsischen Bauordnung (NBauO) und der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Spelle diese Bebauungsplanände-
rung und -erweiterung, bestehend aus der Planzeichnung und den nachstehenden textlichen 
Festsetzungen mit örtlichen Bauvorschriften (gestalterische Festsetzungen), in der Sitzung am  
25.02.2021  als Satzung beschlossen. 
 
 
T E X T L I C H E    F E S T S E T Z U N G E N 
A Planungsrechtliche Festsetzungen – gemäß § 9 BauGB 
1  Art der Nutzung und Zweckbestimmung   

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. mit § 11 BauNVO) 

1.1 Sondergebiet 1 (SO1) “Großflächiger Einzelhandel und Wohnen“ gemäß § 11 BauNVO 
Das Sondergebiet (SO) “Großflächiger Einzelhandel und Wohnen“ dient der Errichtung 
von Einzelhandelsbetrieben und großflächigen Einzelhandelsbetrieben, die das Wohnen 
nicht wesentlich stören, sowie dem Wohnen. Zulässig sind 
a) im Erdgeschoss (unterstes Vollgeschoss) Getränkemärkte mit jeweils maximal 820 m² 
Verkaufsfläche sowie Elektronikfachmärkte mit jeweils maximal 1.000 m² Verkaufsfläche, 
b) oberhalb des Erdgeschosses Wohnungen. 

 

1.2 Sondergebiet 2 (SO2) “Großflächiger Einzelhandel“ gemäß § 11 BauNVO 
Das Sondergebiet (SO) “Großflächiger Einzelhandel“ dient der Errichtung von Einzelhan-
delsbetrieben und großflächigen Einzelhandelsbetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich 
stören. Zulässig sind  
Lebensmitteldiscountmärkte mit jeweils maximal 1.400 m² Verkaufsfläche. Dabei sind von 
der Verkaufsfläche maximal 10 % für Non-Food-Artikel zulässig. 

 
2. Maß der baulichen Nutzung, Stellplätze, überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 

Nr. 1, 2 u. 4 BauGB i. V. m. §§ 12, 16, 18 u. 23 BauNVO) 

2.1 Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens darf, gemessen senkrecht von Oberkante 
Mitte der nächstliegenden fertigen öffentlichen, das Baugrundstück erschließenden Ver-
kehrsfläche (hier: Ringstraße) bis Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden, in der Mitte 
des Gebäudes an der Straßenseite 1,0 m nicht überschreiten. 

 

2.2 Die maximale Gebäudehöhe (höchster Punkt Oberkante Dachhaut incl. Attika), gemessen 
senkrecht über Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden, darf im SO1 bei Gebäuden mit 
Dachneigungen bis 15 Grad 13,00 m und bei Gebäuden mit Dachneigungen über 15 Grad 
16,00 m nicht überschreiten. Im SO2 darf die maximale Gebäudehöhe bei Gebäuden mit 
Dachneigungen bis 15 Grad 8,00 m und bei Gebäuden mit Dachneigungen über 15 Grad 
12,00 m nicht überschreiten. 

 

2.3 Stellplätze gem. § 12 BauNVO, inklusive ihrer Zufahren, sind auch außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig. Dies gilt auch für Tiefgaragen (Garagen unterhalb 
des untersten Vollgeschosses). 

 
3.  Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen  

(§ 9 Abs. 1 Ziffer 24 BauGB) 

3.1 In den Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen 
(passiver Lärmschutz PLS ) sind zum Schutz vor Verkehrslärm von der Ringstraße beim 
Neubau oder bei baugenehmigungspflichtigen Änderungen von schutzbedürftigen Räu-
men (i.S.v. Kapitel 3.16 der DIN 4109, Teil 1) die folgenden erforderlichen gesamten be-
werteten Bau-Schalldämm-Maße (erf. R'w,ges) nach DIN 4109-1:2018-01 (Schallschutz 
im Hochbau) für die Außenbauteile (Wände, Fenster, Lüftung, Dächer etc.) einzuhalten: 
 

PLS IV ( = Lärmpegelbereich IV, maßgeblicher Außenlärm 70 dB(A))  
Wohnräume, Schlafräume:    erf.R’w,res = 40 dB  
Büroräume, sonstige Aufenthaltsräume: erf.R’w,res = 35 dB  
 

PLS III ( = Lärmpegelbereich III, maßgeblicher Außenlärm 65 dB(A))  
Wohnräume, Schlafräume:    erf.R’w,res = 35 dB  
Büroräume, sonstige Aufenthaltsräume: erf.R’w,res = 30 dB  
 

Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R'w,ges sind in Abhän-
gigkeit vom Verhältnis der vom Raum aus gesehenen gesamten Außenfläche eines Rau-
mes Ss zur Grundfläche des Raumes SG nach DIN 4109-2, Gleichung (32) mit dem Kor-
rekturwert KAL nach Gleichung (33) zu korrigieren. 
 

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen  
Vermessungs- und Katasterverwaltung  © 2019 

Landkreis: 
Gemeinde: 
Gemarkung: 
Flur: 
Maßstab: 

Emsland 
Spelle 
Spelle 
15 
1:1.000 

Diese amtliche Präsentation und die ihr zugrunde liegenden Angaben des amtlichen 
Vermessungswesens sind nach §5 des Niedersächsischen Gesetzes über das amtliche 
Vermessungswesen vom 12. Dezember 2002 (Nds. GVBI 2003) geschützt. Die Verwer-
tung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Wiedergabe ist nur 
mit Erlaubnis der zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde zulässig. 

Antragsbuch Nr.: L4 - 29/2019 
(bei Rückfragen bitte angeben) 

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters (Stand vom 11.02.2019). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. 
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 
Lingen (Ems), den   Landesamt für Geoinformation und  

Landesvermessung Niedersachsen  
Regionaldirektion Osnabrück-Meppen 

- Katasteramt Lingen - 

(LS)  
 

 

H I N W E I S E 
1. Die im Hinblick auf die im Geltungsbereich geplanten Einzelhandelsnutzungen gutachtlich berücksichtig-

ten Emissionsdaten, Betriebsbedingungen und die vorgesehenen Schallschutzmaßnahmen gemäß der 
Schalltechnischen Untersuchung (Wenker & Gesing GmbH, 12.03.2020), insbesondere Kapitel 4, 5 u. 
8.3, sind im Rahmen der Baugenehmigungen als verbindliche Auflagen zu berücksichtigen. 

 

2. Bei Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungseinrichtungen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden 
und Unfälle vermieden werden. Schachtarbeiten in der Nähe von Versorgungseinrichtungen sind von 
Hand auszuführen. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträger um Anzeige der erdverlegten 
Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten. 

 

3. Aus Gründen des vorsorgenden Hochwasserschutzes bei Starkregenereignissen ist das Merkblatt 
DWA-M 553 „Hochwasserangepasstes Planen und Bauen“ grundsätzlich zu beachten. Dabei sind die dort 
vorgesehenen Strategien zur Risikominimierung „Ausweichen“, „Widerstehen“ und/oder „Anpassen“ ent-
sprechend der Schutzwürdigkeit der jeweils geplanten baulichen Nutzung zu wählen bzw. zu kombinieren. 
Eine angemessene Hochwasservorsorge liegt dabei in der Verantwortung des jeweiligen Bauherrn.  

 

4. Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Arbeitsblattes 
W 405 der Techn. Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) einzuhal-
ten. Das Merkblatt Feuerwehrzufahrten / Löschwasserversorgung der Hauptamtlichen Brandschau des 
Landkreises Emsland ist zu beachten. 

 

5. Bei Baum- und Strauchpflanzungen im öffentlichen Bereich ist das DVGW-Regelwerk GW 125 (identisch 
mit DWA-M 162, FGSV-Nr. 939) „Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“, Ausgabe 2013-
02, sowie das 1. Beiblatt zu GW 125: Beurteilungskriterien für Baumwurzel-Gasrohrleitungs-Interaktionen 
(Merkblatt GW 125-B1, Ausgabe 2016-03) einzuhalten. 

 

6. Im Umfeld des Gebietes befinden sich u.a. landwirtschaftliche Nutzflächen, aus denen es zeitweise auch 
im Zuge der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der Flächen zu Geruchs-, Geräusch- und Staubimmissi-
onen kommen kann. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen. 

 

7. DIN-Vorschriften, VDI-Richtlinien, etc., auf die in den Unterlagen zum Bebauungsplan Bezug genommen 
wird, werden bei der Samtgemeinde Spelle, Hauptstr. 43, 48480 Spelle zur Einsicht bereit gehalten. 

 

R E C H T S G R U N D L A G E N – alle in der derzeit gültigen Fassung 
Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634).   
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I, S. 1728).   
 

Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I, S. 3786).
 

Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90 - vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58),  
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I, S. 1057).  
 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz - NKomVG - vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 576),   
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 15.07.2020 (Nds. GVBl. 2020, S. 244).  
 

Niedersächsische Bauordnung - NBauO - vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. 2012, S. 46),   
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.11.2020 (Nds. GVBl. 2020, S. 384).   
 

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. 

sein. Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht oder Denkmale der Erdgeschichte 
(hier: Überreste oder Spuren - z.B. Versteinerungen -, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder 
pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, 
sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen 
der Denkmalschutzbehörde des Landkreises Emsland (Tel: 05931/44-4039 oder 44-4041) unverzüglich 
gemeldet werden.   
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen 
sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu 
lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fort-
setzung der Arbeit gestattet. 

 

2. Südlich des Plangebietes besteht die Altablagerung "Spelle, Fa. Rekers" (Anlagen Nr. 454 408 413). Die 
Altablagerung wurde im Rahmen des Planverfahrens fachgutachtlich untersucht. Die folgenden Auflagen 
gemäß Altlastenuntersuchung (Dr. Schleicher & Partner, Projekt-Nr.: 219546, 13.01.2020) sind dabei 
zwingend zu erfüllen: 
1. Die im Plangebiet vorhandenen Auffüllmaterialien mit erhöhten Schwermetall-Gehalten sind fachge-

recht zu entsorgen.  
2. Baubedingte Grundwasserabsenkungen (z.B. für Tiefgaragen) sind rechtzeitig vor den Baumaßnah-

men mit der Unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen. 
3. Die Entfernung der im Plangebiet vorhandenen alten Bodenplatte ist nur nach vorheriger Abstimmung 

mit der Unteren Bodenschutzbehörde und nur mit fachkundiger baubegleitender Kontrolle des Unter-
grundes und ergänzenden Bodenuntersuchungen zulässig. 

 
Umsetzung und Erfolg der Maßnahmen sind im Baugenehmigungsverfahren zu prüfen. 

 

3. Der Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG ist grundsätzlich auch auf der Umsetzungsebene (der Reali-
sierung der Bauvorhaben) sicherzustellen. Gegebenenfalls ist zu prüfen, ob auch andere Vermeidungs-
oder Ausgleichsmaßnahmen erforderlich werden oder ob artenschutzrechtliche Ausnahmen gemäß § 45 
BNatSchG beantragt werden müssen. 

 

Für Schlafräume und Kinderzimmer, die auch als Schlafräume genutzt werden, sind in den 
Bereichen mit verkehrsbedingten Mittelungspegeln von nachts > 45 dB(A) - siehe 45 dB(A) 
- Isophone im Plan - schallgedämmte, fensterunabhängige Lüftungseinrichtungen vorzu-
sehen. Für Minderungen des verkehrsbedingten Mittelungspegels nachts und zur Minde-
rung des maßgeblichen Außenlärmpegels gemäß DIN 4109-1 ist ein gesonderter Nach-
weis erforderlich. 

 
4.  Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

4.1 Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft ist als naturnahe Grünfläche mit einem integrierten naturnahen, perma-
nent Wasser führenden Kleingewässer (Teich) anzulegen. Der Teich dient als CEF-
Maßnahme (vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen) für mögliche Vorkommen des Kleinen 
Wasserfrosches und muss eine Größe von mind. 300 m² aufweisen. Eine Abdichtung des 
Teiches mit Beton oder Teichfolie etc. ist zulässig. Mindestens 1/3 der Teichfläche ist als 
naturnahe Ufer- und Flachwasserzone auszubilden. Die Ufer- und Flachwasserzonen sind 
mit nährstoffarmen Sand- und Kiessubstraten flach auszumodellieren. In den Randberei-
chen der Teichfläche ist das im Plangebiet vorhandene Natursteinbiotop wieder neu anzu-
legen. Die sonstigen Flächen sind mit standortheimischen Laubgehölzen zu bepflanzen 
oder als extensiv genutzte Krautflur mit Regiosaatgut anzulegen und maximal zweimal 
jährlich zu mähen. Ein Besatz des Feuchtbiotops mit Fischen ist nicht zulässig. 

 

4.2 Das auf den privaten Grundstücksflächen anfallende nicht schädlich verunreinigte Ober-
flächenwasser ist soweit wie möglich über geeignete Versickerungseinrichtungen in den 
Untergrund zu versickern, bzw. über geeignete Anlagen zurückzuhalten und schadlos ab-
zuleiten. Hierbei sind u.a. das DWA-Regelwerk (Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, Bau 
und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser“, Merkblatt DWA-M 
153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“) sowie das Wassertechni-
sche Konzept (Ing.-Büro Gladen, 08.04.2020) und die Altlastenuntersuchung (Dr. Schlei-
cher & Partner, Projekt-Nr.: 219546, 13.01.2020) zu beachten. Erforderliche wasserrechtli-
che Erlaubnisse sind rechtzeitig bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen. 

 

4.3 Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ge-
schützter Tierarten darf die Beseitigung von Gehölzbeständen ausschließlich in der Zeit 
vom 01.10. bis zum 28.02. erfolgen. Ganzjährig zulässig sind schonende Form- und Pfle-
geschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von 
Bäumen.  
Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen von Amphibien ist der vorhandene Beton-
teich nur außerhalb der Reproduktionszeiten der Amphibien (also in der Zeit von 1. Sep-
tember bis 28. Februar) zu entferner bzw. umzugestalten. Um eine Abwanderung aller im 
Gewässer möglicherweise noch vorhandene Tiere zu ermöglichen, muss das künstliche 
Gewässer zuvor in der Zeit vom 1. September bis 30. Oktober abgelassen werden und 
dann einige Tag unberührt trocken liegen. 
Zur Vermeidung einer direkten Tötung von Vögeln darf zudem die restliche Freimachung 
des Baufelds ausschließlich außerhalb der Brutzeit (01. März bis 31. Juli), also in der Zeit 
vom 01. August bis 28. Februar vorgenommen werden.  
Nach der Baufeldräumung angelegte kurzrasige Scherrasen dürfen jedoch auch in der Zeit 
vom 01. März bis 31. Juli abgeschoben werden, da hierauf weder Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten planungsrelevanter Tierarten noch Vorkommen von Jungvögeln zu erwarten 
sind.  
Hierdurch können der direkte Verlust bei Vögeln (Tötung oder Verletzung von nicht flugfä-
higen Jungvögeln, Zerstörung von Gelegen etc.) sowie erhebliche Beeinträchtigungen der 
Lebensstätten von Vögeln und Fledermäusen weitgehend vermieden werden. 
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